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Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Droits populaires

Ein «Super-Abstimmungsjahr» kündigte der Blick Ende 2019 für das Jahr 2020 an: Mit
voraussichtlich bis zu 16 Abstimmungsvorlagen habe die Stimmbevölkerung so viel zu
entscheiden, wie seit dem Jahr 2000 nicht mehr. Covid-19 machte dem «Jahrhundert-
Rekord» dann wohl aufgrund der Verschiebung der Mai-Abstimmungen allerdings einen
Strich durch die Rechnung. An den drei Abstimmungssonntagen standen insgesamt 9
Vorlagen an, darunter vier Volksbegehren (2019: 1; für einen Überblick zu den
Referenden 2020 vgl. hier): Die Initiative «Mehr bezahlbare Wohnungen» im Februar
und die «Begrenzungsinitiative» im September wurden ebenso abgelehnt wie die
«Kriegsgeschäfte-Initiative» und die «Konzernverantwortungsinitiative» im November –
die von Menschenrechts- und Umweltorganisationen eingereichte
Konzernverantwortungsinitiative scheiterte freilich nur am Ständemehr und wusste
eine knappe Mehrheit der Stimmenden von 50.7 Prozent hinter sich. Zum zweiten Mal
nach der Mieter- und Konsumentenschutzinitiative (1955) erhielt damit ein
Volksbegehren zwar das Bevölkerungs-, nicht aber das Ständemehr. In acht weiteren
Fällen scheiterten obligatorische Referenden am Ständemehr. Umgekehrt gab es in vier
Fällen (3 Volksinitiativen, 1 obligatorisches Referendum) zwar eine Mehrheit der
Kantone, nicht aber eine Mehrheit der Stimmbevölkerung. Das aktuelle Resultat löste
eine Diskussion über das Ständemehr aus.

Im Vergleich zum Vorjahr wuchs die Liste der hängigen Volksinitiativen leicht an: 14
Begehren harrten auf eine bundesrätliche oder parlamentarische Behandlung oder
waren abstimmungsreif (2019: 10). Dies hatte freilich nichts mit Covid zu tun – im
Gegensatz zu den Sammelfristen blieben die Behandlungsfristen für Volksbegehren
unverändert –, sondern neben dem in den Vorjahren stärkeren Gebrauch der
Volksinitiative vielmehr mit dem Umstand, dass das Parlament vermehrt
Gegenvorschläge ausarbeitete. Bei sechs der elf im Jahr 2020 hängigen und bereits
behandelten Begehren hatte das Parlament über mögliche Gegenvorschläge diskutiert
oder diese ausgearbeitet und verabschiedet («Verhüllungsverbot», «Transparenz-
Initiative», «Pflegeinitiative», «Fair-Preis-Initiative», «Organspende fördern»,
«Tabakwerbung»). Entsprechend verzögerte sich die normalerweise 30 Monate nach
Einreichung dauernde Behandlungsfrist für diese Volksinitiativen um ein Jahr, was die
Abstimmungspendenzenliste länger werden liess. Trotz dieser Gegenvorschläge wurde
2020 allerdings kein Volksbegehren zurückgezogen – was im Falle von
Gegenvorschlägen eben nicht selten der Fall ist (2019: 1).

Die Behörden werden also trotz Corona auch künftig zahlreiche
ausserparlamentarische Anstösse diskutieren müssen. 2020 kamen nämlich vier neue
Volksinitiativen zustande (2019: 8), wobei gleich drei davon vom Fristenstillstand sowie
von der Erleichterung hinsichtlich der Stimmrechtsbescheinigung betroffen waren, die
aufgrund von Covid-19 gewährt worden war. Bei zwei Begehren geht es um
Krankenkassenprämien («Prämien-Entlastungs-Initiative» und «Kostenbremse-
Initiative»), bei den anderen beiden um Umweltschutz- bzw. Kulturlandschutzanliegen
(«Landschaftsinitiative» und «Biodiversitätsinitiative»).
Eine nicht unwesentliche Rolle dürfte die Pandemie vor allem bei den anderen beiden
Kennzahlen zum jährlichen Überblick zu den Volksbegehren gespielt haben: Auf der
einen Seite wurden 2020 lediglich vier neue Initiativen lanciert (2019: 15) –
bezeichnenderweise zwei davon vor dem ersten Lockdown Mitte März 2020 und die
anderen beiden erst nach Ende Oktober 2020. In den letzten rund 45 Jahren (seit 1978)
waren im Schnitt jeweils 8.6 neue Begehren pro Jahr lanciert worden. Ende 2020
befanden sich noch elf Volksbegehren in der Sammelphase (2019: 16). Auf der anderen
Seite scheiterten 2020 gleich fünf Initiativen, weil sie die nötigen Unterschriften nicht
zusammenbrachten (2019: 3). Auch diese Zahl weicht vom langjährigen Schnitt ab, der
seit 1978 pro Jahr 3.2 gescheiterte Volksbegehren aufweist. Glaubt man den Komitees
der gescheiterten Initiativen (z.B. für ein «E-Voting-Moratorium», für eine
«Abschaffung der Zeitumstellung») oder mit dem Titel «Berufliche Vorsorge – Arbeit
statt Armut»), dürfte die Schwierigkeit, während der Pandemie Unterschriften zu
sammeln, für das Scheitern mitverantwortlich sein – trotz einer um 72 Tagen
verlängerten Sammelfrist, die aufgrund des Fristenstillstands, während dem das
Sammeln von Unterschriften verboten war, gewährt worden war. 1
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1) Übersicht Volksinitiativen 2020; Blick, 24.12.19
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